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1 
Marktrhetorik

In etlichen aktuellen Stellungnahmen von
Politikern,Verbandsvertretern und wissen-
schaftlichen Experten wird der Markt als in
allen Regelungsfragen überlegene Koordi-
nationsform dargestellt. In den Essays eini-
ger Ökonomen scheint es nur eine einzige
universell funktionsfähige Struktur zu ge-
ben, den Marktwettbewerb. Immer mehr
wird die soziale Marktwirtschaft zur puren
Marktwirtschaft, die von einer Gesellschaft
getragen wird, die sich zuinnerst als
„Marktgesellschaft“ (Slater/Tonkiss 2001)
versteht. Was es an sozialen Risiken gibt,
soll mit den Mitteln des Marktes, ins-
besondere Versicherungsmärkten, gelöst
werden. Probleme des Marktversagens, so
die Protagonisten, können durch noch
mehr Markt, bei raffinierterer Konstruk-
tion, überwunden werden. So gibt es kein
Hindernis, nicht auch die Sozialpolitik, die
einst als öffentliche Einrichtung der Kom-
pensation von Marktrisiken etabliert wor-
den ist, zu vermarktlichen.

Zwar gibt es grundsätzliche Grenzen
der Vermarktlichung. Schließlich können
Märkte sich nicht selbst konstituieren und
sind nicht in der Lage, Rechte, insbesonde-
re Eigentumsrechte, zu setzen. Zudem ver-
sagen die sozialpolitisch besonders rele-
vanten Versicherungsmärkte bei bestimm-
ten Risiken (Barr 1998) und die moderne
Governance-Forschung zeigt, dass erst die
intelligente Kombination mehrerer Mecha-
nismen (darunter nicht nur Staat und
Markt, sondern auch Netzwerke, Assozia-
tionen, Gemeinschaft und Verhandlungs-
systeme) den Weg zur effizienten und ef-
fektiven Steuerung weist (Benz 2004). Den-

kann man von einer materialen Privatisie-
rung der Wohlfahrtsproduktion sprechen.
Sind die Sozialleistungen zur Verfügung
stellenden Organisationen nur privatrecht-
lich verfasst, agieren aber nicht an Märkten
und sind eigentumsrechtlich von Staat und
öffentlichen Trägern dominiert, so handelt
es sich um formelle Privatisierung. Privati-
sierungen allein machen aber nicht Ver-
marktlichung aus. Erst wenn die Wohl-
fahrtsproduktion von einer Mehrzahl mit-
einander konkurrierender Unternehmen
getragen wird, kann von Marktwettbewerb
gesprochen werden.

Es gibt höchst unterschiedliche Formen
der Vermarktlichung von Sozialpolitik. Ei-
ne marktpreisgesteuerte Wohlfahrtspro-
duktion ist eine Privatisierung der Absi-
cherung sozialer Risiken. Dort, wo die Bür-
ger als Konsumenten jedoch mit regulier-
ten (Einheits-)Preisen konfrontiert, mit
Subventionen oder Anrechten (z.B. in
Form von Gutscheinen) ausgestattet wer-
den, hat sich der Staat noch nicht von der
Aufgabe sozialer Sicherung zurückgezogen.
Es ist etwas gänzlich anderes, ob die Bürger
individuell Prämien oder Preise zahlen
müssen für soziale Leistungen, die sie nun-
mehr bei Unternehmen erwerben können,
oder ob über öffentliche Abgabensysteme
die Kosten für soziale Leistungen erhoben
werden, während jedem einzelnen Bürger
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noch bleibt ein weites Feld für die markt-
liche Restrukturierung von Sozialpolitik.
Man muss sich jedoch vor Vereinfachungen
hüten, insofern es mehrere Dimensionen
der Vermarktlichung gibt: Erstens die in-
terne Vermarktlichung von Sozialstaaten
durch Schaffung von Wohlfahrtsmärkten,
zweitens die externe Vermarktlichung, in
der die Sozialstaaten untereinander zu
Wettbewerbern werden, und drittens die
subjektbezogene Vermarktlichung, die „Er-
ziehung zur Marktlichkeit“. In diesen drei
Dimensionen läuft jedoch kein quasi-auto-
matisch wirksamer, linear zu denkender
Prozess der Vermarktlichung ab. Es geht
immer um Vermarktlichungsstrategien, die
sich zudem deutlich voneinander unter-
scheiden (Clarke 2004).

2 
Wohlfahrtsmärkte

Seit den 80er Jahren haben sich marktliche
Elemente in der bundesdeutschen Sozial-
politik (z.B. Kania/Blanke 2000; Gohr/See-
leib-Kaiser 2004) ebenso wie in anderen
OECD-Staaten (z.B. Rice et al. 2000; Pier-
son 2001; Giaimo 2002; Rothstein/Steinmo
2002) deutlich verstärkt. Unter Wohl-
fahrtsmärkten (Taylor-Gooby 1999) kön-
nen alle marktförmigen wirtschaftlichen
Strukturen verstanden werden, die auf die
Produktion und Verteilung von Gütern
und Diensten gerichtet sind, die traditio-
nell unter dem Schutz des Sozialstaats
stehen oder standen und als Märkte wei-
terhin einer spezifisch sozialpolitischen
Regulation unterliegen. Findet eine Über-
tragung der Wohlfahrtsproduktion auf pri-
vatrechtlich verfasste Organisationen, auf
an Märkten agierende Unternehmen statt,
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ein Anrecht auf derartige von privaten Un-
ternehmen bereit gestellte Leistungen zu-
steht. Wenn die Bürger für die sozialen
Risiken, die sie betreffen können, vollstän-
dig selbst sorgen müssen, also auf private
Versicherungen mit individuellen Prämien
angewiesen sind oder nur über Marktprei-
se Zugang zu sozialen Leistungen erhalten,
hebt sich Sozialstaatlichkeit selbst auf.
Selbst wenn diese Vorsorge über eine obli-
gatorische Versicherung bei einem belie-
bigen Anbieter nach Wahl des Bürgers
sichergestellt ist, kann von Sozialstaatlich-
keit keine Rede mehr sein. Versorgungsde-
fizite und -ungleichheiten sowie gesell-
schaftliche Spaltungen sind die Folge. So
sind die Bemühungen der internen Ver-
marktlichung der Sozialpolitik meist so
ausgerichtet, dass Transfers für Niedrigein-
kommensbezieher, Subventionen für Fa-
milien oder Steuervorteile als Anreizme-
chanismus die reine Preisregulation über-
formen und Sozialpolitik sich als „Regu-
lierungsstaatlichkeit“ vollzieht (Grande/
Eberlein 2000).

Wohlfahrtsmärkte existieren bereits
seit langem, aber als asymmetrische Märk-
te. Bestes Beispiel dafür ist das Neben-
einander von privater und gesetzlicher
Krankenversicherung, von den Interessen-
ten als Systemwettbewerb bezeichnet
(Fuchs 2000). Zwar finden mindestens sei-
tens der Privaten Krankenversicherung
(PKV) Wettbewerbshandlungen statt, die
auf Marktanteilsicherung und -expansion
ausgerichtet sind, doch sind die Wett-
bewerbsbedingungen politisch gesetzt –
insbesondere durch die Versicherungs-
pflichtgrenze. Ein Beispiel für asymmetri-
sche Wohlfahrtsmärkte ist auch der Alters-
sicherungsmarkt, der die nichtmarktlich
agierende gesetzliche Rentenversicherung
(GRV) und die Unternehmen der Finanz-
branche umfasst, soweit sie Altersvorsor-
geprodukte anbieten (Banken, Versiche-
rungsunter-nehmen, Fondsgesellschaften).
Während die Finanzdienstleister alle For-
men von Marktstrategien anwenden kön-
nen, ist die GRV nicht Herrin ihrer Pro-
duktpalette und ihrer „Vermarktung“. Den
privaten Anbietern auf derartigen asym-
metrischen Märkten steht neben den eige-
nen Wettbewerbshandlungen noch die
Möglichkeit der politischen Intervention
offen – so als Einflussnahme der Versiche-
rungsbranche auf die Rentenpolitik der
jeweiligen Regierung. Man versucht die
Rentengesetzgebung dahingehend zu ver-
ändern, dass den potenziellen Kunden der

Finanzbranche mehr Spielraum für alter-
native, private Vorsorgestrategien verbleibt
und Anreize gesetzt werden, eine derartige
Strategie auch einzuschlagen. Kürzungen
der GRV-Leistungen sind damit durchaus
im Sinne der Finanzbranche und werden
unterstützt. Die öffentlichen Soziallei-
stungsträger versuchen zwar dort, wo ih-
nen die Gesetzgebung Spielräume lässt,
Wettbewerbsvorteile gegenüber den Pri-
vaten zu erreichen, doch sind ihre Mög-
lichkeiten recht gering. Allerdings können
sie über ihre Verbände auf jene Gesetze ein-
wirken, die Privatunternehmen und einzel-
ne Branchen regulieren: Steuervorteile der
Lebensversicherer werden sowohl von der
Konkurrenz der Banken und Fondsgesell-
schaften als auch von Vertretern der öffent-
lichen Rentenversicherung bekämpft.

Asymmetrische Märkte sind im beson-
deren Maße geeignet, Sozialstaatsabbau
herbeizuführen und die Legitimationsres-
sourcen öffentlicher sozialer Sicherung zu
zerstören, da die privaten Anbieter ein In-
teresse am negativen Image der gesetz-
lichen Sozialversicherungen haben. Auf
asymmetrischen Wohlfahrtsmärkten wird
in hohem Maße „negative campaigning“
betrieben. Das Versagen der Politik wird
zum besten Verkaufsargument der Privat-
unternehmen. Um gleiche Handlungs-
chancen zu erhalten, drängen Teile der öf-
fentlich-rechtlichen Sozialleistungsträger
bereits auf eine Vollvermarktlichung. Erst
in einem symmetrisch angelegten Wohl-
fahrtsmarkt kann jener Wettbewerb statt-
finden, dem positive Effizienzwirkungen
nachgesagt werden.

3 
Sozialstaaten als
Wettbewerber

Unter externer Vermarktlichung soll der
Prozess erfasst werden, in dem das Ge-
samtpaket sozialstaatlicher Regelungen ei-
nes Landes im Zuge der Globalisierung als
nationales Angebot auf Investitionsmärk-
ten betrachtet wird. In der Ökonomie wird
diese Sichtweise als institutioneller oder
Systemwettbewerb bezeichnet. Den Inves-
toren als Nachfrager stehen die National-
staaten mit ihren Institutionensystemen
und Politiken als Anbieter gegenüber. Zwar
zeigt die empirische Literatur zu den Wir-
kungen der Globalisierung auf die Sozial-
staatsentwicklung, dass ein derartiger

Wettbewerb unter den Nationalstaaten kei-
neswegs zwangsläufig ist, da Globalisierung
nicht die „universal und uniform wirkende
Mastervariable“ (Genschel 2003) ist. Je-
doch betrachten die politischen Eliten den
Sozialstaat zunehmend allein hinsichtlich
seines Beitrags zur Steigerung der nationa-
len Wettbewerbsfähigkeit. Was sozialpoli-
tisch „gut“ ist, bemisst sich an diesem Kri-
terium – und entsprechend wird der Sozi-
alstaat reformiert, umgebaut oder abge-
baut. Die Legitimation des Sozialstaats in
der politischen Klasse wandelt sich damit
von Gerechtigkeits- hin zu Marktüberle-
gungen: Alle aus Sicht der Weltmarktfähig-
keit nicht produktiven Ausgaben sind zu
mindern, das Profil der Sozialstaatlichkeit
ist auf die Förderung von Produktivität
umzustellen.

Die klassische Transfersozialpolitik
steht damit unter dem Globalverdacht der
Unproduktivität. Da, wo der Zusammen-
hang zum Arbeitsprozess verloren ist, sind
Kürzungen naheliegend. Da, wo der Bei-
trag zum Produktionsprozess gesteigert
werden kann, ist Sozialpolitik sinnvoll und
ausbauwürdig. Globalisierung legt in dieser
Sicht einen produktivitätsorientierten,
also produktivistischen Umbau des Sozial-
staates nahe, der aktuell unter den Begrif-
fen „aktivierender Staat“ und „investive
Sozialpolitik“ verstärkt im politischen
Raum durchgesetzt wird. Welche Folgen
dieser Umbau für Gerechtigkeitsfragen
und Ungleichheiten haben wird, hat Wolf-
gang Streeck deutlich ausgesprochen: „Ge-
rade eine investive Sozialpolitik, die sozia-
len Ausgleich und Solidarität als Voraus-
setzung und Folge steigender Produktivität
anstrebt, wird“ – weil öffentliche Investiti-
onspolitik den Bedarfen privater Inves-
tition immer nur folgen kann – „stets 
dem hegemonialen Ordnungsmodell des
Marktes abgerungen werden müssen und
es schwer haben, mehr zu sein als dessen
Lückenbüßer“ (Streeck 2001, S. 165f.).
Unter dem Diktum dieser Marktsicht auf
nationale Sozialpolitik erscheint Streeck
Hilfe zur Marktgängigkeit (Kommodifizie-
rung) als der einzig gangbare Weg.

Das Selbstverständnis als „Wettbewer-
ber auf Weltmärkten“ bringt die nationalen
politischen Eliten jedoch in die Situation,
die eigene Bevölkerung wie in einem Un-
ternehmen als „Personal“ zu betrachten. Ist
die Bevölkerung den Anforderungen des
Marktes gewachsen? Haben die Konkur-
renten das bessere, fleißigere, billigere, in-
telligentere Personal? Wie wird sich das
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Personal in den nächsten Jahren ent-
wickeln? Die Politik nationalstaatlicher
Exekutiven gegenüber der Bevölkerung
wird selbst zur „Personalpolitik“, zum „Per-
sonalmanagement“, und wenn sie systema-
tisch und längerfristig angelegt sein sollte,
zur „Personalentwicklungspolitik“. Die Po-
tenziale und Schwächen des Personals wer-
den entsprechend beobachtet. Ganze Poli-
tikfelder werden personalpolitisch reorga-
nisiert: Bildungspolitik wird zur Investiti-
onspolitik in Humankapital, Migrations-
politik zur Personalergänzungspolitik.

Aber auch eine derartig auf Weltmarkt-
fähigkeit ausgerichtete Sozialpolitik muss
Anerkennung und Akzeptanz im national-
staatlichen Rahmen gewinnen. Nur wenn
sich die Bürger insgesamt als eine „Wettbe-
werbsgemeinschaft“ auf Weltmärkten ver-
stehen und diese Umgestaltung für alle zu-
mindest auf Dauer für aussichtsreich und
wohlstandserhöhend erachten, ist die Ak-
zeptanz einer produktivistischen Sozialpo-
litik denkbar. Jedoch erscheint es aktuell
wenig plausibel, dass alle Bürger in Zukunft
von den wirtschaftlichen Gewinnen profi-
tieren werden. Da die Sicherung der Welt-
marktfähigkeit eine Verteilung des gesell-
schaftlichen Reichtums verlangt, die gerade
auf wachsende Ungleichheit zielt, erscheint
es möglich, dass die heutigen Verlierer
morgen und übermorgen nicht entschä-
digt, sondern dauerhaft in einer ver-
schlechterten Position verharren werden.
Zudem kann nicht gewährleistet werden,
dass die Wettbewerbsgemeinschaft sich
wirklich als Einheit verstehen kann, weil es
zu viele – auch bereits vorgeführte – Mög-
lichkeiten des „moral hazard“, des recht-
zeitigen Sich-Verabschiedens aus der
Gemeinschaft zum eigenen Nutzen gibt:
so für Kapitalbesitzer, für Mobilitätsfä-
hige und -willige, für Unternehmen und
Manager.

Diese Exit-Option ist jedoch nur eine
von vier Reaktionsmöglichkeiten auf Sozi-
alpolitik unter Denationalisierungsbedin-
gungen: Neben der Abwanderung (Exit)
sind Protest (Voice), Treue (Loyalty) und
Illoyalität (Illoyalty) denkbar.Während der
Staat das Kapital umwerben muss, um Ab-
wanderung zu verhindern, muss er zu-
gleich bei der Bevölkerung Folgebereit-
schaft sichern. Während sich die Gewinner
den Umverteilungslasten zu entziehen su-
chen, werden sich die potenziellen Verlierer
entweder durch Protest oder durch Illoya-
lität, d.h. durch Nichtbefolgen der kollektiv
verbindlich gesetzten Regeln, Ausnutzen

aller Möglichkeiten der Nicht-Leistung etc.
bemerkbar machen. Ein Sozialstaat, der
sich allein um die Exit-Option kümmert,
vernachlässigt unter Umständen diese Po-
tenziale des Protestes und der Illoyalitäts-
option. Eine bloß weltmarktbezogene Sozi-
alpolitik zieht diese Reaktionsweise nicht in
Betracht und verfehlt dadurch die politi-
sche Dimension von Sozialstaatlichkeit.

Produktivistische Sozialpolitik ist aber
nicht die einzige Option einer auf Globali-
sierung eingestellten nationalstaatlichen
Politik. Es verbleiben die politischen Hand-
lungsoptionen der internationalen Koope-
ration und Regulation: die Verlagerung von
Aufgaben auf die Europäische Union, die
Unterstützung internationaler Organisa-
tionen, die intensivierte Mehrebenenpoli-
tik zwischen internationalen Organisatio-
nen, EU und Nationalstaaten. Statt als
Wettbewerber nur durch Überbietung an-
derer Angebote (d.h. sozialpolitische Ni-
veauunterbietung) zu agieren, besteht die
Alternative in der Koordinierung vieler An-
bieter, in der Setzung politischer Markt-
und Qualitätsregeln, im Aufbau von sozial-
staatlicher Anbietermacht gegen die Inves-
toren. Eine auf Kooperation der National-
staaten ausgerichtete Politik zielt allerdings
auf die Internationalisierung der Sozialpo-
litik ab. Statt sich bloß an den Markt anzu-
passen, können die Nationalstaaten auch
den Versuch der Marktintervention, des
Aufbaus von Marktmacht unternehmen –
durch internationalisierte Sozialpolitik.

4 
Erziehung zur 
Marktlichkeit

Eine dritte Grundform der Vermarktli-
chung ist die Umformung der Individuen,
ihres Denkens, Handelns und Verhaltens. In
ihren zentralen Lebensäußerungen soll die
einzelne Person sich auf die Befähigung
zum Markt, auf die Beherrschung von
Wettbewerbshandeln, auf die Einsicht in 
die Funktionsweise von Wettbewerb und
die Legitimation des Marktes ausrichten
(Bröckling/Krasmann/Lemke 2000; Pri-
sching 2002). Diese dritte Vermarktli-
chungsform rückt deutlich in den Vorder-
grund, weil ohne sie die beiden anderen
Formen nicht funktionsfähig sind. Die
marktliche Makrosteuerung setzt voraus,
dass auf der Mikroebene die marktbezoge-
ne Selbststeuerung der Individuen funktio-

niert. Neoliberale Politik musste in den letz-
ten Jahren die wichtige Erfahrung machen,
dass die Marktfähigkeit bei einer Vielzahl
von Bürgern nicht gegeben ist: In der Ar-
beitsmarktpolitik fiel auf, dass es vielen
Menschen an Grundkompetenzen („Se-
kundärtugenden“) fehlt und an der Bereit-
schaft, die Arbeitnehmerrolle zu überneh-
men. Viele sind mit ihrem Potenzial weit
entfernt vom proklamierten Ideal des Ar-
beitskraftunternehmers. Aber nicht nur die
Produzentenrolle setzt besondere Fähigkei-
ten und Kompetenzen voraus. Auch die
Konsumentenrolle ist höchst vorausset-
zungsvoll. Bei einer hohen Verschuldungs-
rate ist es nicht überraschend, dass ein
erheblicher Teil der Bevölkerung nicht (al-
ters-)vorsorgefähig und weit entfernt vom
Ideal des alle Optionen kalkulierenden
Konsumenten ist. Vermarktlichte Sozialpo-
litik bedarf des Marktbürgers, eines „eigen-
verantwortlichen“, um die eigenständige
Bewältigung seiner persönlichen Risiko-
lagen bemühten und besorgten Bürgers.

Es genügen keineswegs Appelle und
Schulungskurse, um die gewünschte
Marktkompatibilität herzustellen. Ver-
marktlichungspolitik wird aufgrund dieser
Schwierigkeiten immer mehr zu einem
Bemühen, das auf die Formung des Sub-
jektes, auf die Erzeugung eines bestimmten
Verhaltens und auf die Erziehung zum
Markt gerichtet ist. Zwar ist das Ziel des
Selbstverständnisses als Unternehmer der
eigenen Person, die Befähigung zu interna-
lisieren, auf allen Märkten mitzuspielen.
Diese Selbststeuerungskapazität muss je-
doch zunächst erzeugt werden. Statt mittels
Deregulierung und Ordnungspolitik das
Vermarktlichungsziel zu erreichen, muss
die wirtschaftsliberale Politik auf öffentli-
che Erziehungspolitiken setzen. Sie muss
wieder den Staat bemühen und gerät damit
in ein Vermarktlichungsparadox: Das Be-
mühen, die Bedingungen für eine ver-
marktlichte Bewältigung sozialer Risiken
herzustellen, muss auf nichtmarktliche Po-
litikformen zurückgreifen. Und das in stei-
gendem Maße: Eine Intensivierung der
Marktpolitik geht mit einer Intensivierung
der nichtmarktkompatiblen Politiken ein-
her. Die anfänglich auf Beratung und Er-
ziehung setzende Politik zur Verhaltensän-
derung geht – in dem Maße, wie moderate
Erziehungsformen nicht die gewünschte
Wirkung zeigen – schleichend in eine Kon-
troll- oder sogar Strafpolitik über.

Die Erziehung zum Marktbürger er-
weist sich zunehmend auch als Verzicht auf
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Interessenpolitik. So werden trotz aller
Marktrhetorik meist nur Strategien parti-
eller und asymmetrischer Vermarktlichung
verfolgt. Ein zentrales Potenzial von Markt-
lichkeit wird nicht genutzt: die Universali-
sierung sozialer Beziehungen bei der Auf-
lösung von Privilegien und Grenzziehun-
gen. Vermarktlichung heißt Universali-
sierung – und gerade die ist oft nicht ge-
wollt. Es gibt jedoch gute Gründe, auch von
Seiten der Sozialstaatsunterstützer über
Strategien der Vermarktlichung nachzu-
denken.

(1) Hält man die Beseitigung all jener so-
zialstaatlichen Privilegierungen und Son-
derregelungen für zentral, um zu einem
System allgemeiner sozialer Rechte, einem
allgemeinen sozialstaatlichen Sicherungs-
system jenseits berufsständischer Differen-
zierung vorzustoßen, dann kann die Ver-
marktlichung der sozialen Sicherungspro-
duktion diesen Umstellungsprozess be-
fördern. Die schrittweise Überführung be-
stehender Sicherungssysteme, insbesonde-
re im Gesundheitssektor, in eine universel-
le Bürgerversicherung, wird durch eine
marktliche Gestaltung aufseiten der Kran-
kenkassen und Leistungserbringer inner-
halb eines für alle geltenden staatlichen Re-
gulationsrahmens nur erleichtert.

(2) Will man zudem Grenzziehungen über-
winden und eine Transnationalisierung
bzw. Europäisierung der Sozialpolitik be-
treiben, ist dies unter Beibehaltung natio-
naler Sicherungsniveaus weit eher mit
marktregulativen Politiken möglich als mit
Politiken der Harmonisierung oder Ko-
ordinierung öffentlich-staatlicher Wohl-
fahrtsproduktion, die eher auf eine deut-
liche Niveauabsenkung hinauslaufen wür-
den. Vermarktlichung kann eine Strategie
sein, unterschiedliche nationalstaatlich ge-
währleistete Sicherungsniveaus in einem
europäischen Rahmen auf der Leistungse-
bene miteinander kompatibel zu machen.
Sozialpolitik, die mit nationalstaatlicher
Gesetzgebung nationalen Behörden und
nationalen öffentlichen Trägern die Auf-
gabe der Wohlfahrtsproduktion zuweist,
kann durchaus als protektionistisch be-
zeichnet werden, verhindert sie doch die
Möglichkeit, dass externe Anbieter über-
haupt tätig werden können. Vermarkt-
lichung bedeutet daher auch Durchbruch
zur Transnationalisierung der Sozialpolitik
– in Gestalt marktregulativer Sozialstaat-
lichkeit.

ist zwingend verbunden, dass sich die
Bürger nun als Kunden an Märkten und 
an Unternehmen sowie deren Entschei-
dungen orientieren müssen, mithin die Ab-
hängigkeit von politisch-demokratischen
Prozessen gegen die Abhängigkeit von Un-
ternehmensentscheidungen und Markt-
prozessen eintauschen. Was bisher die Ab-
hängigkeiten von den Unwägbarkeiten der
politischen Entwicklung war, wird nun
gegen die Unsicherheiten des Marktprozes-
ses ausgetauscht.

Was durch den aktuellen Gebrauch des
Wortes Eigenverantwortung ausgeschlos-
sen wird, ist die Möglichkeit, Eigenverant-
wortung auch kollektiv wahrzunehmen.
Dass politische Entscheidungen als Aus-
drucksform einer von den Bürgern ge-
meinsam wahrgenommenen Eigenverant-
wortung gerade das normative Ideal einer
Demokratie sind, scheint schon begrifflich
ausgeschlossen. Statt die Art der Ausübung
eigener Verantwortung zu thematisieren,
werden alles Politische und alle demo-
kratischen Entscheidungen als Ausdruck
von Fremdverantwortung zurückgewiesen.
Dass der Bürger durch „Eigenverantwor-
tung“ jede Möglichkeit der Einwirkung auf
Entscheidungen im Modus des Wider-
spruchs, der Intervention (des Voice) ver-
liert – solange es keine funktionierenden
Formen der Verbraucher-Mitbestimmung
gibt – und allein auf den Wechsel von Un-
ternehmen und Produkten im Modus des
Exit verwiesen ist, wird hier geflissentlich
übersehen.

5 
Vermarktlichungsstrategien

Weder die Regierungsparteien noch die
CDU/CSU oder die FDP betreiben aktuell
Vermarktlichungsstrategien in einer kon-
sistenten und konsequenten Weise. Die ver-
meintliche „Markt-Partei“ par excellence,
die FDP, hat in den Konsensgesprächen
zum Gesundheitsmodernisierungsgesetz
alle Versuche energisch verhindert, Wett-
bewerb auf der Anbieterseite einzuführen.
Die Interessen von Ärzten,Apothekern und
Pharma-Industrie waren bedeutsamer –
und diese werden durch den Nicht-Wett-
bewerb der Kollektivverträge stärker geför-
dert als durch Wettbewerbsstrukturen. Be-
rufsständische und Branchen-Rücksichten
prägen auch die Politik anderer Parteien
und sind Grundlage der verbandlichen

Charakteristika des Marktbürgers. Da sich
die Verhaltensweisen am Markt gegenüber
den Hochzeiten bürgerlichen Daseins
grundlegend geändert haben, lassen sich
immer weniger traditionell bürgerliche
Verhaltensweisen wie Verlässlichkeit, Vor-
sorge und Vorsicht, Sicherheitsstreben und
kalkulierte Risikoübernahme, Mittel- bis
Langfristorientierung, Leistungsorientie-
rung, Sparsamkeit, Ordnungsstreben und
Disziplin mit dem vermitteln, was einer
marktbezogenen Selbstformung heute an-
gemessen erscheint: Kurzfristorientierung,
Nutzen aller situativer Chancen, Risi-
kofreudigkeit, „Hit-and-Run-Verhalten“,
Erfolgsorientierung, höchste Flexibilität
und Mobilität,Verzicht auf Bindungen und
Sicherheiten. Der neue Marktbürger als
Kurzfristmaximierer trägt auch zum weite-
ren Abbau von familialen und sonstigen
Solidaritätspotenzialen bei, insofern diese
immer unter dem Vorbehalt besserer ande-
rer Möglichkeiten stehen. Der Marktbür-
ger, der erzeugt wird, ist ein „unbürger-
licher“ Bürger.

Mit dieser Aufgabe bürgerlicher Ver-
haltensideale im Zeichen eines Wettbe-
werbsindividualismus schwindet aber auch
die Vorstellung einer mittelschichtzentrier-
ten Gesellschaft. Erfolge in Wettbewerben
polarisieren, die mittlere Lage als gesamt-
gesellschaftliches Ideal wird durch die Auf-
teilung in Gewinner und Verlierer unplau-
sibel. Die neuen Verhaltensnormen orien-
tieren sich zudem nur am Gewinn, selbst
das Bewahren, Sichern, die Behauptung
seiner Position erscheint als – relativer –
Verlust. Mit der Mittelschichtzentrierung
verliert aber der entscheidende soziale In-
tegrations- und politisch-demokratische
Stabilitätsfaktor in der bundesrepublikani-
schen Geschichte an Gewicht (Lahusen/
Stark 2003).

Die auf Vermarktlichung gerichtete
Erziehungspolitik steht heute im Zeichen
des Begriffs „Eigenverantwortung“. Dem
steht die „Unverantwortlichkeit“ gegen-
über, das fehlende Sich-Kümmern um sich
selbst zugunsten einer Zuweisung von Ver-
antwortung an andere, in erster Linie den
Staat. Eigenverantwortung scheint die Auf-
gabe der Vorsorge und sozialen Sicherung
direkt an den Einzelnen zu verweisen und
dem Individuum Autonomie zu verschaf-
fen. Aber dies ist nur die Illusion von Auto-
nomie. Real bedarf der Einzelne auch im
Falle der Eigenvorsorge der Hilfe von Or-
ganisationen. Mit der Zuweisung von Vor-
sorge- (und Kostenübernahme-)Pflichten
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(3) Soll Sozialpolitik auch als Wachstums-
politik fungieren können, lässt sich das nur
in regulierten Wohlfahrtsmärkten realisie-
ren, nicht dagegen in politisch überform-
ten und beitragsfinanzierten Kollektiv-
vertragssystemen. Staatliche Beitragssen-
kungspolitiken ruinieren die Möglichkeit
einer wachstumsorientierten Politik auf
dem Gebiet der Gesundheits- und Sozial-
leistungen. So besteht die Aufgabe darin,
Versorgungsniveaus unabhängig von der
individuellen Zahlungsfähigkeit staatlich
abzusichern und zugleich Sozialleistungs-
trägern Expansionschancen zu bieten. Un-
ternehmen als Trägerorganisationen der
Wohlfahrtsproduktion können und müs-
sen Expansionsstrategien einschlagen. Zu
unterscheiden sind Binnenmarkt- und
Weltmarktstrategien.

Eine Weltmarktstrategie von Sozialleis-
tungsunternehmen beruht darauf, dass es
in anderen Ländern Personengruppen gibt,
die über hinreichende private Einkommen
verfügen, um sich Sozialleistungen zu kau-
fen, oder öffentliche Finanzierungssyste-
me, die es erlauben, Sozialleistungen bei
nicht-inländischen Anbietern einzukaufen
– sei es aus Qualitäts- oder Kostengründen.
Soziale Dienstleistungen zeichnen sich da-
durch aus, dass sie in der Regel in Kopro-
duktion von Konsument und Produzent
erbracht werden können. Das setzt voraus,
dass sich Konsument und Produzent am
selben Ort befinden. Will man im Feld so-
zialer Dienstleistungen eine internationale
Expansionsstrategie einschlagen, heißt dies
entweder, einen „Import“ von Sozialleis-
tungsbedarfen anzuregen oder Filialen in
anderen Ländern zu gründen. In der Bun-
desrepublik Deutschland wird eine sozial-
politische Wachstumsstrategie nur dann
arbeitsplatzrelevant, wenn „Import“strate-
gien verfolgt werden. Eine nationale Sozi-
alpolitik, die Sozialleistungsunternehmen
Derartiges erlaubt, wird allerdings nicht
umhin können, den „Export“ der Sozial-
leistungserbringung – ohnehin von der
Europäischen Union auferlegt – zuzulassen
und aktiv zu fördern. Das könnte allerdings
wiederum Arbeitsplätze kosten. Die Ar-
beitsplatzbilanz einer konsequenten Ver-
marktlichungsstrategie ist daher abhängig
von den näheren Ausgestaltungsformen
und von der Qualität des Sozialleistungs-
angebots der bundesdeutschen Anbieter.

Will man verschiedene Vermarktli-
chungsstrategien differenzieren, ist zu un-
terscheiden zwischen erstens der Produkti-

on sozialer Sicherungsleistungen, zweitens
der Regulation dieser Produktion, drittens
den Anrechten auf soziale Sicherungsleis-
tungen, viertens der Finanzierung der An-
rechte bzw. Leistungen und fünftens dem
Konzept von Marktbürgerschaft.

Eine neoliberale Strategie liegt vor,
wenn die Produktion sozialer Sicherungs-
leistungen Unternehmen bei möglichst ge-
ringer staatlicher Regulation überlassen
wird, wenn Anrechte auf soziale Leistun-
gen an die Finanzierungsbereitschaft (und
-fähigkeit) gebunden werden und wenn die
Erziehung zum Marktbürger auf den
Marktanpasser und Marktopportunisten
zielt.

Eine sozialliberale Strategie besteht da-
rin, die marktliche Produktion sozialer
Leistungen stärker politisch zu regulieren
und die Finanzierungsfähigkeit der Bürger
durch staatliche Subventionen zu erhöhen,
aber das Ausmaß und den Umfang sozialer
Anrechte zu verringern. Diese Strategie ist
mit unterschiedlichen Vorstellungen vom
Marktbürgerverhalten vereinbar. Der ent-
scheidende Nachteil der sozialliberalen
Strategie besteht in der Reduktion der An-
rechte, weil die Finanzierung über Beiträge
Probleme bereitet und den Arbeitsmarkt
belastet. Nicht die Übertragung der Sozial-
leistungsbereitstellung auf Unternehmen,
auch nicht die Steuerung des Leistungsge-
schehens primär durch Märkte bedeutet
Sozialstaatsabbau. Sozialstaatsabbau findet
dagegen dort statt, wo Anrechte auf Leis-
tungen beschnitten werden und wo die
individuelle Zahlungsfähigkeit und -be-
reitschaft zum Kriterium des Zugangs zu
sozialen Leistungen wird.

6 
Niveaugesicherte
Wohlfahrtsmärkte

Wie kann aber eine sozialstaatsförderliche
Vermarktlichungsstrategie aussehen und
wie unterscheidet sie sich von neoliberaler
und sozialliberaler Marktideologie? Eine
Vermarktlichungsstrategie ist nur dann so-
zialstaatsfördernd, wenn sie mit einer die
Wohlfahrtsmärkte gestaltenden Regulati-
onspolitik (Baldwin/Cave 1999), einer er-
neuerten Anrechte- und einer verbreiterten
Finanzierungspolitik einhergeht. In einer
solchen Strategie ist nur ein Element, näm-
lich die Produktion und Bereitstellung so-
zialer Leistungen, Sache von Unternehmen

und Märkten. Zentral für eine derartige
sozialstaatliche Strategie ist die politische
Sicherung von sozialen Rechten als An-
rechte auf ein angemessenes Niveau sozia-
ler Leistungen, die unabhängig von der in-
dividuellen Zahlungsfähigkeit gewährleis-
tet sind. In der Zusicherung dieser Rechte
erweist sich der Sozialstaat als sozialer Ge-
währleistungsstaat, während die Aufgabe
der Bereitstellung sozialer Sicherung bzw.
der Einlösung dieser Rechte (z.B. über Gut-
scheine) keiner staatlichen oder öffentlich-
rechtlichen Organisationen bedarf.

Das zentrale Problem besteht darin,
Rechte und Finanzierungsbeiträge in eine
Relation zu bringen. Mit der (neoliberalen)
Kopplung von Anrechten an die individu-
elle Zahlungsfähigkeit wird die Idee von
universellen sozialen Rechten aufgegeben.
Im deutschen Alterssicherungssystem mit
der ihm zugeschriebenen Äquivalenz zwi-
schen Beitrag und Leistung, die real jedoch
eine recht komplex vermittelte Teilhabe-
äquivalenz darstellt, sind Anrechte gekop-
pelt an Zahlungen in ein Sozialversiche-
rungssystem. Den Kern von Sozialstaat-
lichkeit bildet dagegen in Analogie zum
freiheitlichen Rechtsstaat ein System sozia-
ler, von der individuellen Zahlungsfähig-
keit abgekoppelter Anrechte auf soziale
Sicherungsleistungen. Ebenso wie die Frei-
heitsrechte und die politischen Rechte für
jede Bürgerin und jeden Bürger gleicher-
maßen gelten, so müssen soziale Rechte
universell gelten.

Dieser demokratische Kern war im So-
zialversicherungssystem solange enthalten,
wie der Zugang zum Arbeitsmarkt für alle
mehr oder weniger offen stand und ein Le-
bensweg im Status des Arbeitnehmers
denkbar und wahrscheinlich war. Soziale
Rechte können heute aber nur universell
begründet werden. Entsprechend ist auch
die Steuerfinanzierung die angemessene
Form der Finanzierung sozialer Leistun-
gen. Universelle Rechte stehen einer allge-
meinen Finanzierungspflicht insbesondere
nach ökonomischer Leistungsfähigkeit ge-
genüber. In pragmatische Politikstrategien
übersetzt hieße dies die Abschmelzung der
Beitragsfinanzierung bei einem Übergang
zu einem weit höheren Maß an Steuer-
finanzierung.

Können Leistungsniveaus staatlich ab-
gesichert und steuerfinanziert werden, ist
auch ein Mehr an Wettbewerb und Markt
in der sozialen Sicherung sozial verträglich.
Niveaugesicherte Wohlfahrtsmärkte kön-
nen einer sozialstaatlichen Entwicklungs-
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strategie als Zielvorstellung dienen. Hinzu
kommt als letztes Strategieelement die lei-
tende Konzeption des Marktbürgers. Zwin-
gend ist die Förderung des kritischen Ver-
brauchers, der sich auf Märkten auch
durch kollektive Organisation und Unter-
nehmenskritik zu behaupten weiß. Aber
auch die Frage der Niveausicherung ist mit
dem Bild des Bürgers verknüpft, das als
Zielperspektive der Sozialpolitik dienen

soll. Erstreckt sich die Niveausicherung
lediglich auf eine Grund- oder Mindest-
sicherung für alle, wird zwar Armut ver-
hindert, nicht aber sozialer Abstieg. Gera-
de die Absicherung oder der Aufbau eines
bürgerlichen Mittelschichtlevels wird ver-
fehlt. Soll die Mittelschichtorientierung
bundesdeutscher Politik beibehalten wer-
den, sind nach wie vor Momente der Ni-
veaudifferenzierung und der Anbindung

der Leistungsniveaus an vorherige Ein-
kommenslagen erforderlich. Eine Niveau-
sicherungspolitik kann Kürzungen ge-
genüber dem Status quo einschließen, soll-
te aber nicht eine Abkehr von der Vorstel-
lung einer mittelschichtbezogenen Le-
bensweise einschließen – auch und gerade
aus Gründen demokratischer Stabilität.
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